
  

 

 

 
 

 

 
 

 
 

IALANA fordert klare Stellungnahme und politische Schritte der 
Bundesregierung gegen die Pläne der israelischen Regierung, 
weite Teile des besetzten palästinensischen Westjordanlands zu 
annektieren 
 
Die neugebildete Koalitionsregierung unter Benjamin Netanjahu und 
Benjamin Gantz hält an den schon vorher von Netanjahu verkündeten 
Plänen fest, alle 128 Siedlungen und das Jordantal, den fruchtbarsten 
Teil Palästinas, zu annektieren. Das Wahlergebnis zeigt, dass diese 
Annexionspläne von dem größten Teil der nichtarabischen Bevölkerung 
Israels geteilt werden. Voraussetzung für diesen radikalen Schritt war 
die Zustimmung der USA, die US-Außenminister Pompeo am 25. April 
gegeben hat. Andere Regierungen sind offenbar nicht konsultiert 
worden, vor allem nicht die betroffenen Palästinenser. 
 
Jede Annexion fremden Territoriums ist ein schwerer Verstoß gegen 
internationales Recht und daher illegal. Die Vereinten Nationen haben 
nie die Annexion Jerusalems und der Golan-Höhen anerkannt, der 
Internationale Gerichtshof hat die Annexion in seinem Gutachten zur 
Mauer von 2004 ausdrücklich als rechtswidrig und nichtig bezeichnet. 
Daran ändert auch nichts, dass US-Präsident Trump die 
Völkerrechtswidrigkeit der israelischen Besatzungs- und 
Siedlungspolitik bestreitet und die syrischen Golan-Höhen und 
Ostjerusalem als integralen Teil Israels anerkennt. Beides ist nach 
internationalem Recht irrelevant und selbst ein schwerer Verstoß gegen 
das Völkerrecht. Dies gilt auch für den sog. Nah-Ost-Plan der Trump-
Administration, der auf der weitgehenden Enteignung und Annexion 
palästinensischen Territoriums aufbaut. Er zerstört damit endgültig die 
Zwei-Staaten-Lösung, die entsprechend zahlloser UNO-Resolutionen 
immer noch die Grundlage der internationalen Palästinapolitik bildet. 
Das Ziel eines palästinensischen Staates neben Israel, das seit der 
UNO-Resolution 181 aus dem Jahr 1947 immer noch gültig ist, wird 
aufgegeben und eine von den Palästinensern geplante Hauptstadt Ost-
Jerusalem illusorisch. Für einen Staat Palästina mit eigenen Grenzen 
bleibt kein Territorium übrig. Die Reste Palästinas werden ohne eigene 
Selbstbestimmung und Souveränität faktisch der israelischen Willkür 
ausgeliefert – eine neue Art von Kolonie. 
 
Ein Prozess der Zerstörung, Enteignung und Kolonisierung hat sich 



durch die Jahrzehnte vor allen Augen in den besetzten Gebieten 
vollzogen, ohne dass die internationale Gemeinschaft dagegen 
erkennbaren Widerstand geleistet hätte. Insbesondere die deutsche 
Bundesregierung hat nicht nur weitgehend geschwiegen, sondern im 
Rahmen der EU aktiv Initiativen verhindert, die Israel zum Stopp der 
Siedlungs- und Aufhebung der Besatzungspolitik bewegen sollten. Ihre 
gelegentliche und vorsichtige „Kritik“ konnten die israelischen 
Regierungen eher als Unterstützung denn als Ablehnung ihrer Politik 
auffassen. Zudem hat die Bundesrepublik Palästina die Anerkennung 
als Staat in der UNO verweigert, obwohl es über alle Merkmale eines 
Staates verfügt und von über 2/3 der Mitgliedstaaten in der UNO 
anerkannt wird. Sie hat sogar im jüngsten Verfahren vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag , in dem es um die Klage 
gegen Israel wegen schwerer Kriegsverbrechen im Krieg gegen Gaza 
2014 und Menschenrechtsverstößen in den besetzten Gebieten geht, 
versucht, das Verfahren zu verhindern. Allerdings vergeblich, da die 
Generalanklägerin Fatou Bensouda die Rechtssprechungskompetenz 
des Gerichtshofs über Palästina ausführlich begründet und anerkannt 
hat. 
 
Die Situation ist dramatisch. Netanjahu will unbedingt die Annexion bis 
zu den nächsten Wahlen in den USA unter der Präsidentschaft von 
Trump durchführen und hat den 1. Juli als Termin festgesetzt. Es bleibt 
wenig Zeit, in der die internationale Gemeinschaft ihr ständiges 
Bekenntnis zum Internationalen Recht durch wirksame Maßnahmen 
unter Beweis stellen kann. Die Staaten können nicht den Widerspruch 
begründen, Russland wegen des Anschlusses der Krim mit Sanktionen 
zu belegen, Israel aber bei der Zerstörung der staatlichen Existenz 
eines Volkes durch die Annexion ihres Territoriums gewähren zu 
lassen. Insbesondere die Bundesregierung muss ihre Verantwortung, 
die sie immer nicht nur gegenüber Israel sondern auch gegenüber den 
Palästinensern betont hat, wahrnehmen und ihre legitimen Rechte 
schützen. 
 
Sie kann sich dabei auf internationale Kritik stützen, die sogar aus Israel 
selbst kommt. 56 ehemalige Knesset-Abgeordnete haben die Annexion 
als einen „tödlichen Schlag für eine Friedensmöglichkeit und die 
Schaffung eines Apartheid-Staates“ abgelehnt. 300 ehemalige 
Generäle und Offiziere der israelischen Armee und Chefs des Mossad 
haben ebenfalls die Pläne der Regierung scharf kritisiert. In 
Großbritannien haben sich 127 ehemalige und gegenwärtige 
Parlamentarier aller Parteien an die britische Regierung gewandt 
und  Premier Minister Johnson aufgefordert, die Illegalität der 
Annexionen zu rügen und „ernsthafte Konsequenzen inklusive 
Sanktionen“ anzukündigen. 
 



Die Deutsche Sektion der International Association of Lawyers against 
Nuclear Armement (IALANA) schließt sich dieser Kritik an und fordert 
die Bundesregierung auf, ihren Verpflichtungen aus dem 
Internationalen Recht nachzukommen und alles zu unternehmen, dass 
Israel von seinen Annexionsplänen Abstand nimmt. Insbesondere sollte 
sie auf die Aussetzung des EU-Israel Assoziierungsabkommens 
dringen, solange Israel nicht die in Art. Zwei des Abkommens 
geforderte Einhaltung der Menschenrechte und des Völkerrechts 
garantiert. Dazu gehört, jegliche Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 
mit den illegalen israelischen Siedlungen zu untersagen und 
sicherzustellen, dass keine Geschäftsbeziehungen mit israelischen 
Unternehmen in den besetzten Gebieten unterhalten werden. 
Desgleichen sollte jeder Waffenhandel untersagt und die militärische 
Kooperation mit Israel gestoppt werden. Die Bundesregierung sollte 
sich für die strafrechtliche Verfolgung von Kriegsverbrechen in Gaza 
und dem besetzten Westjordanland einsetzen, statt zu versuchen, das 
Verfahren vor dem Internationalen Strafgerichtshof zu verhindern. Dazu 
fordern wir, dass die Bundesregierung endlich den Staat Palästina 
völkerrechtlich anerkennt. Die Bundesregierung darf sich nicht mehr 
hinter der verbrecherischen Geschichte der Nazi-Herrschaft verstecken 
und aus falsch verstandener Verantwortung zum Komplizen einer offen 
völkerrechtswidrigen Politik machen. Sie muss gegen die Annexion 
Stellung beziehen und ein Ende der seit Jahrzehnte dauernden 
illegalen Besatzung fordern. 
                                                                                                      

RA Otto Jäckel     Prof. Dr. Norman Paech 
Vorsitzender         Wissenschaftlicher Beirat  

  

	


